
Fall 6: Gaststättenerlaubnis Studentenkneipe 
     Rechtmäßigkeit eines Verwaltungsakts 

 

Wirtschaftsrechtler W möchte nach seinem Studium eine Studentenkneipe in der 

Innenstadt von Schmalkalden eröffnen, weil er auch nach dem Studium den Kontakt 

zum Studentenleben halten will. Ohne noch einmal mit W Kontakt aufzunehmen, lehnt 

die zuständige Behörde seinen Antrag auf Erteilung der Gaststättenerlaubnis ab. Zur 

Begründung führt die Behörde unter Hinweis auf § 4 GastG aus, dass ihm die 

Gaststättenerlaubnis nicht erteilt werden könne, da es in der betreffenden Umgebung 

schon zu viele Gaststätten gebe. 

 

Frage 1: 
Ist die Ablehnung der Gaststättenerlaubnis rechtmäßig? 
 

Frage 2:  
Ändert sich die Beurteilung der formellen Rechtmäßigkeit, wenn die Ablehnung 
der Gaststättenerlaubnis mittels E-Mail erfolgte, welche die erlassende Behörde 
erkennen ließ und eine Namenswiedergabe des Behördenleiters sowie eine 
ausführliche Begründung enthielt? 
 

Gaststättengesetz 
§ 4 Versagungsgründe 
(1) Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn  

 

1. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß der Antragsteller die für den Gewerbebetrieb 

erforderliche Zuverlässigkeit nicht besitzt, insbesondere dem Trunke ergeben ist oder 

befürchten läßt, daß er Unerfahrene, Leichtsinnige oder Willensschwache ausbeuten wird oder 

dem Alkoholmißbrauch, verbotenem Glücksspiel, der Hehlerei oder der Unsittlichkeit Vorschub 

leisten wird oder die Vorschriften des Gesundheits- oder Lebensmittelrechts, des Arbeits- oder 

Jugendschutzes nicht einhalten wird, 

 

2. die zum Betrieb des Gewerbes oder zum Aufenthalt der Beschäftigten bestimmten Räume 

wegen ihrer Lage, Beschaffenheit, Ausstattung oder Einteilung für den Betrieb nicht geeignet 

sind, insbesondere den notwendigen Anforderungen zum Schutze der Gäste und der 

Beschäftigten gegen Gefahren für Leben, Gesundheit oder Sittlichkeit oder den sonst zur 



Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung notwendigen Anforderungen nicht 

genügen oder 

 

2a. die zum Betrieb des Gewerbes für Gäste bestimmten Räume von behinderten Menschen 

nicht barrierefrei genutzt werden können, soweit diese Räume in einem Gebäude liegen, für 

das nach dem 1. November 2002 eine Baugenehmigung für die erstmalige Errichtung, für 

einen wesentlichen Umbau oder eine wesentliche Erweiterung erteilt wurde oder das, für den 

Fall, dass eine Baugenehmigung nicht erforderlich ist, nach dem 1. Mai 2002 fertig gestellt 

oder wesentlich umgebaut oder erweitert wurde, 

 

3. der Gewerbebetrieb im Hinblick auf seine örtliche Lage oder auf die Verwendung der Räume 

dem öffentlichen Interesse widerspricht, insbesondere schädliche Umwelteinwirkungen im 

Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes oder sonst erhebliche Nachteile, Gefahren oder 

Belästigungen für die Allgemeinheit befürchten läßt, 

 

4. der Antragsteller nicht durch eine Bescheinigung einer Industrie- und Handelskammer 

nachweist, daß er oder sein Stellvertreter (§ 9) über die Grundzüge der für den in Aussicht 

genommenen Betrieb notwendigen lebensmittelrechtlichen Kenntnisse unterrichtet worden ist 

und mit ihnen als vertraut gelten kann. 

 

Die Erlaubnis kann entgegen Satz 1 Nr. 2a erteilt werden, wenn eine barrierefreie Gestaltung 

der Räume nicht möglich ist oder nur mit unzumutbaren Aufwendungen erreicht werden kann. 

 

§ 3 Inhalt der Erlaubnis 
(1) Die Erlaubnis ist für eine bestimmte Betriebsart und für bestimmte Räume zu erteilen. Die 

Betriebsart ist in der Erlaubnisurkunde zu bezeichnen; sie bestimmt sich nach der Art und 

Weise der Betriebsgestaltung, insbesondere nach den Betriebszeiten und der Art der 

Getränke, der zubereiteten Speisen, der Beherbergung oder der Darbietungen. 

 

(2) Die Erlaubnis darf auf Zeit erteilt werden, soweit dieses Gesetz es zuläßt oder der 

Antragsteller es beantragt. 

 

 


